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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 71 Ausgegeben Danzig, den 5. Juli 1935 
Tag Inhalt Seite 
3. 7. 1935 Dritte Verordnung betr. Veinfachung und Erſparniſſe in der Rechtspfleghige 801 
3. 7. 1935 Allgemeine Verfügung betr. Ueberleitungsbeſtimmungen aus Anlaß der Aufhebung der Amts- 
esd denn  ee <Marss ew a are cake 
171 Dritte Verordnung 


betreffend Vereinfachung und Erſparniſſe in der Rechtspflege. 
Vom 3. Juli 1935. 


Auf Grund von § 1 Ziffer 22, 25, § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 275) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 
Aufhebung der Amtsgerichte Zoppot und Neuteich 


§ 1 
Mit Ablauf des 30. September 1935 werden die Amtsgerichte Zoppot und Neuteich aufgehoben. 


§ 2 
Der Bezirk des Amtsgerichts Zoppot wird dem Amtsgericht Danzig, der Bezirk des Amtsgerichts 
Neuteich dem Amtsgericht Tiegenhof zugelegt. 


§ 3 
Der Senat wird ermächtigt, zur Durchführung, Ausführung und Ergänzung dieſer Vorſchriften 
Rechtsverordnungen und Allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 


Artikel II 
Zuſtändigkeit und Verfahren in bürgerlichen Nechtsſtreitigkeiten 
1. In $ 23 Ziffer 1 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes wird die Zahl „achthundert“ durch die Zahl 
„eintauſend“ erſetzt. 
2. In das Gerichtsverfaſſungsgeſetz wird ein § 71a eingefügt. 


5 718 
. In Streitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche ($ 23 Ziffer 1; § 71 Abſ. 1 GG.), 
für die nicht die ausſchließliche Zuſtändigkeit des Landgerichts begründet iſt und deren Gegen— 
ſtand an Geld oder Geldeswert die Summe von 2500 Gulden nicht überſteigt, tritt an die 
Stelle der Zivilkammer ein einzelnes Mitglied des Landgerichts als Alleinrichter. 

Die Vorſchrift findet keine Anwendung auf Streitigkeiten, in denen der Staat oder eine Kör— 
perſchaft des öffentlichen Rechts Partei iſt. 

3. § 122 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 

Die Zivilſenate des Obergerichts entſcheiden, ſoweit nicht nach den Vorſchriften der Prozeß⸗ 
geſetze an Stelle des Senats der Einzelrichter zu entſcheiden hat, in der Beſetzung von drei Mit⸗ 
gliedern mit Einſchluß des Vorſitzenden. Der Vorſitzende kann die Hinzuziehung von zwei wei⸗ 
teren Mitgliedern anordnen, ſofern dies mit Rückſicht auf die beſondere tatſächliche oder rechtliche 
Bedeutung der Sache geboten iſt. 

Der Strafſenat entſcheidet in der Beſetzung mit fünf Mitgliedern einſchließlich des Vorſitzenden. 

4. In § 511 a Abſ. 1 Satz 1 der Zivilprozeßordnung wird die Zahl „hundert“ durch die Zahl 
„dreihundert“ erſetzt. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages 13. 7. 1935) 


= Hinter Abſ. 4 wird folgende Beſtimmung als Abſ. 5 eingeftellt: 

” „überſteigt in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche der 
Wert des Beſchwerdegegenſtandes den Betrag von 100 Gulden, nicht aber von 300 Gulden, 
ſo kann das Gericht J. Inſtanz die Berufung zulaſſen, ſofern dies wegen grundſätzlicher Be⸗ 
deutung des Rechtsſtreits geboten erſcheint. 

5. In 8 567 Abſ. 2 der Zivilprozeßordnung ſowie in Kapitel III der zweiten Verordnung betr. 
Vereinfachung und Erſparniſſe in der Rechtspflege vom 16. September 1932 (G. Bl. S. 697, 
721) iſt jeweils die Zahl „fünfzig“ durch die Zahl „hundert“ zu erſetzen. 

6. Artikel 6 des Geſetzes über Abänderung der Gerichtsverfaſſung vom 23. April 1921 (G. Bl. 
S. 39) in der Faſſung der Verordnung vom 14. Juli 1933 (G. Bl. S. 329) wird dahin ab⸗ 
geändert: 

Den Vorſitz im Landesarbeitsgericht führen Direktoren des Landgerichts. Die Beſtimmung 


Die Verhandlung und Entſcheidung der zur Zuſtändigkeit des Schwurgerichts gehörigen 

A Sachen (§ 80 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes) wird der großen Strafkammer übertragen. 

5 2. In 8 6 Ziffer 1 Satz 1 der Verordnung betreffend Vereinfachung und Erſparniſſe in der Rechts⸗ 
pflege vom 18. Dezember 1931 (G. Bl. S. 963) iſt das Wort „kann“ durch das Wort „ſoll“ zu 


i des § 62 Abſ. 2 des Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes findet Anwendung. 
Artikel III 
7 Zuſtändigkeit und Verfahren in Strafſachen 
5 AS 1. Schwurgerichte ($$ 79 ff. des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes) treten bis auf weiteres nicht zuſammen. 


erſetzen. 
Artikel IV 
Gerichtskoſtenweſen 
§ 11 Abſ. 1 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung wird dahin 
abgeändert: 


Bei nicht vermögensrechtlichen Streitigkeiten beträgt der Wert des Streitgegenſtandes regel- 
mäßig 2 500 Gulden. Er kann nach Lage des Falls auf einen höheren Betrag, jedoch nicht über 
15 62 500 Gulden oder, mit Ausnahme von Eheſachen (§ 606 der Zivilprozeßordnung), auf einen 
niedrigeren Betrag, jedoch nicht unter 650 Gulden, angenommen werden. 


i: Artikel V 

Ee Inkrafttreten 

| 1. Die Vorſchriften des Artikel II Ziffer 1, 2 und 3 treten am 1. Oktober 1935, die übrigen Vor⸗ 
ſchriften am 1. Auguſt 1935 in Kraft. Die Verordnung findet auch auf die bei ihrem Inkraft⸗ 


. treten bereits anhängigen Sachen Anwendung. 
k ; 2. Den Zeitpunkt des Außerkrafttretens des Artikel III Ziffer 1 beſtimmt der Senat. 


Danzig, den 3. Juli 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinsti-Keifer 


172 Allgemeine Verfügung 
betreffend Überleitungsbeſtimmungen aus Anlaß der Aufhebung der Amtsgerichte 
Zoppot und Neuteich. 
Vom 3. Juli 1935. 


§ 1 
Die Amtsgerichte Danzig und Tiegenhof übernehmen vom 1. Oktober 1935 ab ſämtliche Ge⸗ 
ſchäfte, Aktenregiſter, Verzeichniſſe, Kalender und ſonſtige Vorgänge der aufgehobenen Amtsgerichte 
Zoppot und Neuteich. 
§ 2 
Die aufgehobenen Amtsgerichte haben den örtlich in Betracht kommenden Tageszeitungen eine 
Mitteilung über den Zeitpunkt der Aufhebung und die Zuteilung des Bezirks mit dem Anheim- 
ſtellen des koſtenfreien Abdrucks zu überſenden und den Inhalt der Mitteilung durch Aushang an der 
Gerichtstafel und durch Bekanntgabe an die zum Bezirk gehörenden Gemeinden zu veröffentlichen. 


Anträge, die noch nach dem 30. September 1935 an ein aufgehobenes Amtsgericht gerichtet 
werden, ſind, falls eine abweichende Auffaſſung nicht zum Ausdruck gebracht iſt, dahin auszulegen, 
daß ſie an das zuſtändige Amtsgericht gerichtet ſein ſollen. Sie ſind daher mit tunlichſter Beſchleu⸗ 
nigung an das zuſtändige Amtsgericht weiterzuleiten. 


8 4 

Alle Akten, Regiſter, Verzeichniſſe uſw., die nach den geltenden Beſtimmungen vernichtet werden 
können, ſind vor der Abgabe auszuſondern und nach Ablauf der geltenden Friſten und unter Beach⸗ 
tung der beſtehenden Vorſchriften alsbald zu vernichten. Näheres beſtimmt der Gerichtspräſident. 

Akten, in denen im Laufe des Monats Oktober 1935 ein Termin anſteht, ſind vor der Abgabe 
für das übernehmende Gericht beſonders kenntlich zu machen. 

Soweit die vom aufgehobenen Amtsgericht übernommenen Alten laufende Angelegenheiten be⸗ 
treffen und weitergeführt werden, erhalten ſie, wenn dies zur Unterſcheidung von den gleichartigen 
Sachen des aufzunehmenden Amtsgerichts erforderlich iſt, vor dem Aktenzeichen einen aus den An— 
fangsbuchſtaben oder den erſten beiden Buchſtaben des aufgehobenen Gerichts beſtehenden Zuſatz. 


Anhänge an der Gerichtstafel ſind nach dem Ablauf des 30. September 1935 dem aufnehmenden 
Amtsgericht zu übergeben. Dieſes hat den Aushang an ſeiner Gerichtstafel alsbald vorzunehmen. 


8 6 
Iſt in einer öffentlichen Bekanntmachung des aufgehobenen Amtsgerichts das Ende einer Friſt 
oder ein Termin für die Zeit nach dem 30. September 1935 beſtimmt worden, ſo iſt in derſelben Weiſe, 
in der die Bekanntmachung erfolgt iſt, bekannt zu machen, daß die Handlung, für welche die Friſt 
oder der Termin beſtimmt war, nunmehr bei dem aufnehmenden Amtsgericht vorzunehmen iſt. 


8 7 

Laufende Steckbriefe und Suchvermerke, die das aufgehobene Amtsgericht erlaſſen oder nieder- 
gelegt hat, ſind von dem aufnehmenden Amtsgericht zu erneuern, ſoweit dies zur Vermeidung von Wei⸗ 
terungen erforderlich erſcheint. 

n § 8 

Wird der Amtsſitz eines Notars von dem Orte, an dem das aufgehobene Amtsgericht ſeinen Sitz 
hatte, an den Sitz des aufnehmenden Amtsgerichts verlegt oder dem Notar geſtattet, ſeinen Wohnſitz 
am Orte des aufgehobenen Gerichts beizubehalten, ſo findet Artikel 102 Pr. F. G.G. keine Anwendung. 


§ 9 
Die Büchereien der aufgehobenen Amtsgerichte find an die Bücherei des Obergerichts abzugeben, 
jofern der Gerichtspräſident keine abweichende Beſtimmung trifft. 
§ 10 
Der Gerichtspräſident wird ermächtigt, die Überleitung der Verwaltungsgeſchäfte und Verwal— 


tungsvorgänge des aufgehobenen Amtsgerichts zu regeln und Weiſungen zur näheren Durchführung 
der vorſtehenden Beſtimmungen zu erlaſſen. 


Danzig, den 3. Juli 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greijer Dr. Wiercinsti- Keifer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Drud von A. Schroth in Danzig. 
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